Staatsanwaltschaft 
bei dem 
Landgericht Itzehoe 


Ihr Zeichen: 

Ihre Nachricht vom: 
Staatsanwaltschaft - Feldschmiedekamp 2 - 25524 Itzehoe Unser Zeichen: 321 Js 27650/22 V29 
Herrn (Bitte immer angeben) 


Wilhelm Henning von Stosch 
Mühlenstraße 5 
25421 Pinneberg 


Telefon: 04821 66-1729 
Telefax: 04821 66-1777 


Datum: 24. Juni 2024 
Zahlungsaufforderung 


Sehr geehrter Herr von Stosch, 


am 23.01.2024 sind Sie durch das Landgericht Itzehoe - 3 NBs 321 Js 27650/22 - zu einer 
Geldstrafe und zur Zahlung der Kosten verurteilt worden. Wegen der Einzelbeträge und 
des zu zahlenden Gesamtbetrages wird auf die beiliegende Aufstellung verwiesen. 


Sie werden aufgefordert den Gesamtbetrag binnen zwei Wochen nach Erhalt dieses 
Schreibens zu zahlen. 


Zahlungen sind zu leisten an: 
Empfänger: Finanzministerium des Landes SH Landeskasse 
Kreditinstitut: Bundesbank Hamburg 
IBAN: DE82 2000 0000 0020 2015 77, BIC: MARKDEF 1200 
Verwendungszweck: 331885394295 


Rechtsbehelfsbelehrung: 


Gegen den Kostenansatz kann bei der Staatsanwaltschaft Itzehoe schriftlich oder zu 
Protokoll der Geschäftsstelle unter Angabe des Aktenzeichens 321 Js 27650/22 V29 
Erinnerung eingelegt werden. Die Erinnerung kann auch bei dem zuständigen 
erstinstanzlichen Gericht schriftlich eingelegt oder dort zu Protokoll der Geschäftsstelle 
erklärt werden oder zu Protokoll der Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichts abgegeben 
werden. 


Die Einreichung kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die 
elektronische Poststelle des Gerichts erfolgen. Das elektronische Dokument muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein 
oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
eingereicht werden. 


Sichere Übertragungswege sind De-Mail bei sicherer Anmeldung des Absenders und 
deren Bestätigung sowie besondere elektronische Postfächer der Anwälte, Notare und 


Dienstgebäude: Das Landeswappen ist IBAN: DE82 2000 0000 0020 2015 77 
Feldschmiedekamp 2 gesetzlich geschützt. BIC: MARKDEF1200 

25524 Itzehoe Finanzministerium des Landes SH 
Telefon: 04821 66-0 Landeskasse 


Bundesbank Hamburg 


or 

Behörden. Weitere technische Einzelheiten sowie der zugelassene Kommunikationsweg 
sind auf www.justiz.de veröffentlicht. 

Die Erinnerung ist nicht an eine Frist gebunden. Eine anwaltliche Mitwirkung ist nicht 
vorgeschrieben. In der Erinnerungsschrift ist der angefochtene Kostenansatz genau zu 


bezeichnen. 


Es wird darauf hingewiesen, dass das Einlegen der Erinnerung die 
Zahlungsverpflichtung nicht hemmt. 


Mit freundlichen Grüßen 


Justizfachangestellte 


Staatsanwaltschaft Itzehoe Seite: 1 
Aktenzeichen : 321 Js 27650/22 001 Datum: 24.06.2024 
Rechnungsnr. : 331885394295 


Kostenrechnung 


Herrn 

Wilhelm Henning von Stosch 
Mühlenstraße 5 

25421 Pinneberg 


3 NBs 321 Js 27650/22 Landgericht Itzehoe 


Lfd. KVNr/TK Quote Kostenansatz (S$ 3,8,17 Gerichtskostengesetz) zu zahlen 
Nr. Schlüssel K./Bl. Gebührentatbestand/Auslagen (in EUR) 
1 0155 0 Geldstrafe 160 Tagessätze zu je 50,00 EUR 8.000,00 


Summe Sanktionen 8.000,00 


2 3110 0 en Gebühr 1.Instanz ohne Strafbefehl bis 180TS/6 Monate 155,00 

3 3120 0 alyAnE Gebühr für das Berufungsverfahren mit Urteil 232,50 

4 3130 0 IeyER Gebühr für das Revisionsverfahren mit Urteil/Beschluss 310,00 

5 9002 0 0 Auslagen für förmliche Zustellung(en) 17,50 

ee ee ET ne en er 
Summe Gebühren und Auslagen 715,00 


Gesamtbetrag 8.715,00 


riseh richtig 


Frau Lemke; Justizfachangestellte 
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23 Urleil ist rechtskräfti 
t..D7 2. DQy " 


Fıeze FerGonkanuuse 


„2. Juni 2024 


rkiMdsDae 


miin der 
* Geschäftsstelle 


Landgericht Itzehoe 


Urteil 


Im Namen des Volkes 


In dem Strafverfahren gegen 


Wilhelm von Stosch (weiterer Name: Henning), 


geboren am 
straße 5, 25421 Pinneberg 


Verteidiger: 


EEE dig, Staatsangehörigkeit: deutsch, wohnhaft: Mühlen- 


Rechtsanwältin EEE 3 >>. EEE 


wegen Verdachts der Volksverhetzung 


hat das Landgericht Itzehoe - 3. Kleine Strafkammer - in der Hauptverhandlung vom 23.01.2024, 


an der teilgenommen haben: 


Vorsitzender Richter am Landgericht Feistritzer 


als Vorsitzender 


Kayen Witthohn 
als Schöffin 


Angela Bücking 
als Schöffin 


Staatsanwalt Beck 
als Vertreter der Staatsanwaltschaft 


Justizangestellte Gutknecht . 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 


fürRecht erkannt: 
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Auf die Berufung der Staatsanwaltschaft wird das Urteil des Amtsgerichts Pinneberg vom 


19.01.2023 aufgehoben und wie folgt neu gefasst: 


Der Angeklagte wird wegen Volksverhetzung zu einer Geldstrafe in Höhe von 160 Tagessätzen 


zu je 50,00 € verurteilt. _ 


Der Angeklagte trägt die Kosten des Verfahrens und seine notwendigen Auslagen für beide In- 


stanzen. 


Angewendete Vorschrift: 


8 130 Abs. 3 StGB 


Gründe: 


Der Angeklagte wurde durch das angefochtene Urteil von dem Tatvorwurf der Volksverhetzung 
freigesprochen. Gegen diese Entscheidung hat die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Itze- 


hoe form- und fristgerecht Berufung eingelegt. Die Berufung hatte Erfolg. 


Die Kammer hat gemäß $ 329 Abs. 2 Satz 1 Alternative 2 StPO in Abwesenheit des Angeklagten 
verhandelt. Der Angeklagte war nicht hinreichend entschuldigt (dazu unter 1.) und seine Anwe- 


senheit nicht erforderlich (dazu unter 2.). 
de 


Der in der Hauptverhandlung nicht erschienene Angeklagte war gemäß Zusteilungsurkunde vom 
13.12.2023 ordnungsgemäß zum Termin geladen worden. Er war am Verhandlungstag um 09:40 
Uhr auch im Landgericht erschienen, verweigerte jedoch eine Durchsuchung seiner Person. 
Dem Angeklagten wurde durch die zuständigen Wachtmeister mitgeteilt, dass er das Gebäude 
erst nach entsprechender Durchsuchung seiner Person betreten dürfe, nachdem er sich im Vor- 
wege der Verhandlung mündlich und schriftlich bedrohlich geäußert habe, unter anderem dahin- 
gehend, dass der zuständige Richter im Falle einer Verurteilung erschossen werde. Der Ange- 
klagte wurde zudem - wie bereits mit der Ladung - darüber belehrt, dass im Falle seines unent- 
schuldigten Ausbleibens in seiner Abwesenheit verhandelt werden könne. Gleichwohl verweigerte 
der Angeklagte weiterhin eine Durchsuchung seiner Person und verließ schließlich das Landge- 


richtsgebäude. 
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Die Verteidigerin des Angeklagten hatte bereits vor dem Termin telefonisch mitgeteilt, im Einver- 


nehmen mit dem Angeklagten an dem Termin nicht teilnehmen zu wollen. 
2, 


Die Anwesenheit des Angeklagten in der Verhandlung war nicht erforderlich. Der Begriff der Erfor- 
derlichkeit in diesem Sinne ist mit Blick auf die Gesetzesgenese einerseits und zwingende ver- 
fassungsrechtliche Maßgaben andererseits weit auszulegen. Vorliegend war die Anwesenheit 
des Angeklagten gemessen an diesen Voraussetzungen weder durch die Pflicht zur Erforschung 
der Wahrheit noch aufgrund anderer Umstände angezeigt. Dies ergab eine Gesamtwürdigung 
der maßgeblichen Umstände. Dabei hat die Kammer berücksichtigt, dass der Angeklagte erstin- 
stanzlich freigesprochen worden war und die Staatsanwaltschaft mit ihrer Berufung eine Verurtei- 
lung erstrebte. Auch hat die Kammer nicht verkannt, dass für die Berufungsverhandlung grund- 
sätzlich die Anwesenheitspflicht des Angeklagten gilt und hiervon nur in Ausnahmefällen abgewi- 
chen werden kann. Die Kammer hat weiter die zu erwartende Geldstrafe als Rechtsfolge für den 
Fall einer Verurteilung, die Bedeutung des persönlichen Eindrucks vom Angeklagten und einer 
eventuellen Einlassung sowie das Frage- und Antragsrecht des Angeklagten einerseits und die 
sonstigen Beweise andererseits miteinander abgewogen. Dabei war für die Kammer ein bestim- 
mender Umstand, dass hinsichtlich der objektiven Tatumstände ein Sachbeweise in Form einer 
Urkunde vorlag und die Umstände des Falles in dieser Hinsicht nicht maßgeblich im Wissen des . 
Angeklagten verankert lagen. Die Kammer hat weiter in ihre Abwägung eingestellt, dass die sub- 
jektive Tatseite einen aufklärungsbedürftigen Umstand darstellte und der Angeklagte sich vor dem 


Amtsgericht zur Sache eingelassen hatte. 


Die Berufungsverhandlung hat zu folgenden Feststellungen geführt: 
I 


Der 70 Jahre alte Angeklagte hat die deutsche Staatsangehörigkeit und ist ledig. Er ist Rentner 
und hat monatlich 1.500,00 € zur Verfügung. Schulden hat der Angeklagte nicht. Er lebt in einem 
in seinem Eigentum stehenden Haus. Strafrechtlich ist der Angeklagte bisher wie folgt in Erschei- 


nung getreten: 


Am 16.02.2017 wurde ihm durch die Waffenbehörde Elmshorn der Besitz und Erwerb von Waf- 
fen und Munition untersagt und die Erteilung der Waffenbesitzkarte sowie des Jagdscheins wider- 


rufen. 
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Das Amtsgericht Pinneberg verurteilte den Angeklagten am 21.11.2018, rechtskräftig seit 
26.08.2020, wegen Beleidigung in 5 Fällen sowie Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte und 
wegen Verstoßes gegen das Waffenschutzgesetz zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 1 Jahr und 
4 Monaten unter Strafaussetzung zur Bewährung bis 25.08.2023. Das Datum der letzten Tat ist 


der 05.08.2016. 


Am 26.08.2020 verurteilte das Amtsgericht Pinneberg den Angeklagten wegen Beleidigung in 7 
Fällen zu einer Gesamtgeldstrafe in Höhe von 200 Tagessätzen zu je 30,00 €. Die Entscheidung 


ist rechtskräftig seit 27.04.2022. Das Datum der letzten Tat ist der 24.06.2019. 
2. 


Der Angeklagte veröffentliche am 12.09.2022 auf der von ihm betriebenen Internetseite 
https://sonnenspiegel.eu/esoterik/hintergrundkraefte505.html einen Beitrag, in dem es unter ande- 


rem heißt: 


„Vor ein paar Monaten wurde in Schleswig-Holstein eine uralte Frau eingefangen, weil die sich ge- 
weigert hatte, vor dem Landgericht in Itzehoe zu erscheinen. In ihren jungen Jahren war sie Se- 
kretärin. in einem Konzentrationslager, in dem es keine Vergasungen von Juden gegeben haben 


kann. Als Sekretärin.hätte sie auf Vergasungen auch kaum Einfluß gehabt.“ 


In dem Konzentrationslager Stutthof, auf das sich der Angeklagte in dem vorstehenden Text be- 
zog, gab es eine Gaskammer, in der Menschen durch den Einsatz von Zyklon B während der 
Herrschaft des Nationalsozialismus getötet worden sind. Dies nahm der Angeklagte bei der vor- 
stehenden Veröffentlichung zumindest billigend in Kauf ebenso wie den Umstand, dass die Veröf- 


fentlichung geeignet war, den öffentlich Frieden zu stören. 

I. WR 
Diese Feststellungen beruhen auf der erstinstanzlichen Einlassung des Angeklagten, soweit die- 
ser gefolgt werden konnte und den weiteren ausweislich des Protokolls der Hauptverhandlung 
ausgeschöpften Beweismitteln sowie auf den sonstigen aus dem Inbegriff der Hauptverhandlung 


herrührenden Umständen. 


Der Angeklagte hat sich vor dem Amtsgericht dahingehend eingelassen, dass es in der gegen- 
ständlichen Veröffentlichung um das Konzentrationslager Stutthof gegangen sei. Die Veröffentli- 
chung gebe seinen damaligen Kenntnisstand wieder. Von den Artikeln zum Stutthof-Verfahren ha- 


be er stets nur die Überschriften und die ersten drei Zeilen gelesen. Der Rest sei zu viel gewe- 
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sen. In Stutthof habe es zwar eine Gaskammer gegeben, dort hätten aber keine Vergasungen von 
Menschen stattgefunden. Er habe in seiner Kindheit vor 30 oder 40 Jahren immer nur die Namen 
der Konzentrationslager Auschwitz, Sobibor und Belzec gehört, in denen es offenkundig Verga- 
sungen von Menschen gegeben habe. Dort, wo Menschen vergast worden seien, habe es in den 
Lagern zwei Gaskammern gegeben. Eine sei für Läuse gewesen und die andere für Menschen. 
Wenn nür eine Gaskammer da gewesen sei, sei die für Läuse gewesen. Seit ein paar Wochen 
wisse er, dass es in jedem Konzentrationslager Gaskammern gegeben habe und die seien dafür 


genutzt worden, um Ungeziefer zu vernichten. 


Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme und aufgrund aller sonstigen aus dem Inbegriff der 
Hauptverhandlung stammenden Umstände steht zur vollen Überzeugung der Kammer fest, dass 
der Angeklagte die Tat so begangen hat, wie es in den getroffenen Feststellungen im Einzelnen 


dargelegt ist. 


Die Feststellungen zu den persönlichen Verhältnissen des Angeklagten beruhen nach entspre- 
chender Würdigung durch die Kammer auf der Verlesung des Urteils des Landgerichts Itzehoe 
vom 22.12.2021 zum Aktenzeichen 7 Ns 303 Js 13693/19 zu Il. 1. Absatz 1. Aus dem Umstand, 
dass es sich bei dem monatlich dem Angeklagten zur Verfügung stehenden Betrag um eine Ren- 
te handeln dürfte, hat die Kammer gefolgert, dass sich dieser Betrag seit dem vorgenannten Ur- 
teil jedenfalls nicht verringert hat. Die Feststellungen zu den Vorstrafen des Angeklagten stützt die 
Kammer auf die Verlesung der Bundeszentralregisterauskunft vom 24.10.2023. In Bezug auf die 
erstinstanzliche Einlassung des Angeklagten hat die Kammer ihre Feststellungen aufgrund der 
Verlesung des Protokolls der mündlichen Verhandlung vom 19.01.2023 getroffen. Bei dem Um- 
stand, dass in der Gaskammer des Konzentrationslagers Stutthof während der Zeit des National- 
sozialismus Menschen durch den Einsatz von Zyklon B getötet worden sind, handelt es sich um 
eine offenkundige Tatsache. Die Feststellungen zum subjektiven Tatbestand stützt die Kammer 


auf eine Schlussfolgerung aus den gesamten Umständen. 


Die Kammer sieht die von den getroffenen Feststellungen abweichende erstinstanzliche Einlas- 
sung des Angeklagten unter zusammenfassender Würdigung mit den übrigen Beweisergebnis- 
sen und sonstigen aus dem Inbegriff der Hauptverhandlung zutage getretenen Umständen als 
nicht glaubhaft und als reine Schutzbehauptung an. Die Kammer vermochte keine durchgreifen- 
den Umstände festzustellen, die für die Richtigkeit dieser Einlassung sprechen könnten. Insbe- 
sondere soweit der Angeklagte angegeben hat, in der Kindheit im Zusammenhang mit Vergasun- 
gen von Menschen nur von den Konzentrationslagern Auschwitz, Sobibor und Belzec gehört zu 


haben, weshalb er bis heute davon ausgehe, dass in anderen Konzentrationslagern keine Men- 
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schen vergast worden seien, erschließt sich nicht. Gleiches gilt für die Angabe, in Konzentrations- 
lagern mit nur einer Gaskammer, sei diese as nur für die Schädlingsbekämpfung und nicht 
auch für das Töten von Menschen eingesetzt worden. Schon aus der Einlassung des Angeklag- 
ten folgt, dass er sich mit diesem Thema auseinandergesetzt und insbesondere mehrere Artikel 
zum Stutthof-Verfahren angesehen hat. Die Einschränkung, jeweils nur die Überschriften und die 
ersten drei Zeilen gelesen zu haben, erscheint dabei lebensfremd. In der Gesamtschau der Um- 
stände ist die Kammer davon überzeugt, dass der Angeklagte bei der gegenständlichen Veröf- 
fentlichung die Tatsache, dass in der Gaskammer des Konzentrationslagers Stutthof Menschen 


durch den Einsatz von Zyklon B getötet worden sind, zumindest billigend in Kauf genommen hat. 
IV. 


Der Angeklagte hat sich demnach der Volksverhetzung gemäß & 130 Abs. 3 StGB schuldig ge- 
macht. Er hat ein den Holocaust kennzeichnendes Teilgeschehen, die Vergasung von Menschen | 
im Konzentrationslager Stutthof, auf einer von ihm betriebenen Internetseite und damit Öffentlich 
geleugnet. Diese Handlung war auch geeignet, den öffentlichen Frieden zu stören. Auch wenn ei- 
ne namentliche Bezeichnung nicht erfolgte, war aus dem Sachzusammenhang ersichtlich, dass 


es sich um das Konzentrationslager Stutthof handelte. 


V. 


8 130 Abs. 3 StGB sieht einen Strafrahmen von Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahre oder Geldstrafe vor. 
Im Rahmen der konkreten Strafzumessung innerhalb dieses Strafrahmens hat sich die Kammer 
an den Grundsätzen der Strafzumessung gemäß 8 46 StGB ausgerichtet. Dabei waren für die 
Kammer folgende Erwägungen maßgeblich und Umstände von bestimmender Bedeutung: Für 
den Angeklagten sprach seine teilgeständige Einlassung und der Zeitablauf seit Begehung der 
Tat. Zu seinen Lasten hat die Kammer in die Gesamtabwägung eingestellt, dass der Angeklagte 
strafrechtlich bereits in Erscheinung getreten ist, wenn auch nicht einschlägig. Gegen den Ange- 
klagten sprach auch, dass er die Tat unter laufender Bewährung begangen hat. Nach Abwägung 
sämtlicher für und gegen den Angeklagten sprechenden Umstände erachtete die Kammer eine 
Geldstrafe in Höhe von 160 Tagessätzen für schuld- und tatangemessen. Die Tagessatzhöhe 
setzte die Kammer unter Berücksichtigung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 


des Angeklagten auf 50,00 € fest. 


AS, 


AL, 
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VI. 


Die Kostenentscheidung folgt aus 8 465 Abs. 1 Satz 1 StPO. 


Feistritzer 


. Vorsitzender Richter am Landgericht 


28. Feb. 202: 


Unterschriebenes Urteil zu den gelangt am 


Justizangestellte 
Urkundsbearmtin der Geschäftsstelle 
des Landgerichts 


ib ars 


AA 


? 
a Ya 


